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2. Beratungsfolge: Sitzungstermin  Offentlichkeitsstatus
1. Planungsausschuss 11.12.2017 offentlich
2. Gemeinderat 18.12.2017 offentlich

Beschlussantrag (Vorschlag der Verwaltung):
Der Planungsausschuss empfiehlt dem Gemeinderat:

1. Uber die wahrend der Offenlage und Behordenbeteiligung eingegangenen An-
regungen aus der Offentlichkeit und Stellungnahmen der Behérden wird ent-
sprechend der Stellungnahmen der Verwaltung entschieden.

2. Der Bebauungsplans Nr. 5 ,Sud 111 in Bohlsbach mit 6rtlichen Bauvorschriften
wird als Satzung nach § 10 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 74 Abs. 7 LBO beschlos-

sen.
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Sachverhalt/Begriindung:
1. Zusammenfassung

Ein Anderungsverfahren zum Bebauungsplan ,Std Il1“ in Bohlsbach wurde eingelei-
tet, um die Entwicklung eines Seniorenzentrums mit betreutem Wohnen zu ermdgli-
chen. Der Aufstellungsbeschluss zur 5. Anderung des Bebauungsplanes ,Sud 111
wurde am 09.05.2016 vom Gemeinderat gefasst (vgl. Vorlage 010/16).

Das Wettbewerbsverfahren des Paul-Gerhardt-Werks e.V. als kooperatives Dialog-
verfahren dauerte von Marz 2016 bis November 2016. Sowohl Vertreter der Verwal-
tung als auch des Gemeinderates wurden im Rahmen der Preisgerichtssitzung in
das Verfahren eingebunden.

Die im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung der Behdrden sowie der sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange im Zeitraum vom 07.11.2016 bis 09.12.2016 zum Entwurf
des Bebauungsplanes ,Sud IlI“ eingegangenen Anregungen und deren Abwagungs-
vorschlage durch die Verwaltung wurden in Vorlage 60/17 dargelegt. In der Ort-
schaftsratssitzung am 13.12.2016 wurde 6ffentlich Gber das Vorhaben durch den
Vorhabentrager informiert.

Die im Rahmen der férmlichen Offenlage und der Beteiligung der Behérden sowie
der sonstigen Trager offentlicher Belange im Zeitraum vom 31.07.2017 bis
15.09.2017 zum Entwurf des Bebauungsplanes ,Sud III“ eingegangenen Anregungen
und deren Abwagungsvorschlage durch die Verwaltung werden nachfolgend (vgl.
Kapitel 6) behandelt und abgewogen.

2. Strategische Ziele
Diese Vorlage dient der Erreichung des strategischen Ziels:

e Ziel A2: ,Die Stadt Offenburg verfolgt eine innovative stadtebauliche Entwicklung
und eine hochwertige Gestaltung des Stadt- und Ortsbilds. Sie bewahrt das bau-
kulturelle Erbe.”

e Ziel D2: ,Die Versorgung von Wohn- und Gewerbeflachen erfolgt bedarfsgerecht
auf der Grundlage einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung.®
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3. Anlass und Ziel der Anderungsplanung

Das Paul-Gerhardt-Werk e.V (PGW) beabsichtigt, auf den Grundstlicken Flst.-Nr.
1976/1 und 1981 (siehe Anlage 1) ein Seniorenzentrum zu errichten. Ein urspring-
lich durch die Gemibau geplantes erganzendes betreutes Wohnen wird nun durch
das PGW selbst umgesetzt. Das hierfur vorgesehene, westliche Grundstiuck wurde
bereits von der Gemibau an das PGW verkauft. Um diese Nutzungen zu realisieren
und ungenutzte Flachen einer Bebauung zuzufuhren, soll der Bebauungsplan gean-
dert werden. Hierfir wurde am 09.05.2016 der Aufstellungsbeschluss gefasst (vgl.
Drucksache 010/16).

Die Gemibau und das Paul-Gerhardt-Werk e.V. haben einen Wettbewerb in Form
eines kooperativen Dialogverfahrens flr die Vergabe der Planungs- und Bauleistun-
gen durchgefuhrt. Der Wettbewerb umfasste einen Realisierungsteil (Seniorenzent-
rum) und einen ldeenteil (betreutes Wohnen). Zwei bearbeitende Arbeitsgruppen
lagen mit ihren Entwurfen qualitativ gleichauf. Das Paul-Gerhardt-Werk e.V. hat die
Arbeitsgemeinschaft FWD Hausbau- und Grundstlicksgesellschaft, Dossenheim, mit
der Werkgruppe Lahr Architektenpartnerschaft, Lahr, beauftragt, das Vorhaben zu
realisieren. Das Seniorenzentrum wurde in der Vorlage 010/16, Kapitel 6, beschrie-
ben.

Die bisher als Spielplatz festgesetzte Flache, die bisher noch nicht realisiert wurde,
kann aufgrund eines nicht mehr notwendigen Realisierungserfordernisses als allge-
meines Wohngebiet (WA) festgesetzt werden.

Nahere Informationen zum stadtebaulichen Konzept und dem Wettbewerbsergebnis
sind der Vorlage 060/17 zu entnehmen.

4. Wesentliche Inhalte der Anderungsplanung, Bebauungsplanentwurf

Der Bebauungsplan ,Sud II* wird gemal § 13 a BauGB als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung im so genannten beschleunigten Verfahren geandert. Fir den Be-
reich der Grundstlcke Flst.Nrn. 1976, 1976/2, 1976/3, 1976/4, 1976/5, 1976/6,
1976/7, 2000/1, 2000/2, 2000/5 und 2220 wird die bisherige Planung grundsatzlich
beibehalten und orientiert sich an der bestehenden Bebauung.

Fir die Flursticke 1976/1, 1981 und 1976/8 werden neue Festsetzungen getroffen.
Dieser Bereich wurde aus dem stadtebaulichen Konzept entwickelt. Das gesamte
Gebiet wird als Wohngebiet festgesetzt. Die bebaubaren Flachen ergeben sich aus
dem stadtebaulichen Konzept. Es ergeben sich Regelungen zu den im Wohngebiet
zulassigen Nutzungen. Laden, Anlagen fir sportliche Zwecke und Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht zulassig.
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Die festgesetzten Gebaudehohen und Geschosszahlen sind abgesehen von dem
westlich gelegenen Gebaude aus dem stadtebaulichen Konzept abgeleitet. Die fest-
gesetzte Dachform wurde ebenfalls aus dem stadtebaulichen Konzept abgeleitet.
Eine Dachbegrinung ist festgesetzt.

Die Inhalte des Bebauungsplanes sind genauer in der Begriindung (Anlage 5) darge-
stellt.

5. Bisher durchgefiihrte Verfahrensschritte

Vorberatung zur Aufstellung des Bebauungsplan-

27.04.2016 entwurfs durch den Planungsausschuss.

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanent-

09.05.2016 wurfs durch den Gemeinderat.

Frahzeitige Beteiligung der Behdrden sowie der
07.11.2016-09.12.2016 sonstigen Trager offentlicher Belange zum Bebau-
ungsplanentwurf.

Bericht im Planungsausschuss zum Ergebnis des
30.01.2017 konkurrierenden Verfahrens fur das Seniorenzent-
rum

Vorberatung zur Offenlage des Bebauungsplanent-

10.07.2017 wurfs durch den Planungsausschuss.

Beschluss zur Offenlage des Bebauungsplanent-

24.07.2017 wurfs durch den Gemeinderat.

Férmliche Beteiligung der Offentlichkeit und Behor-
31.07. - 15.09.2017 den sowie der sonstigen Trager offentlicher Belange
zum Bebauungsplanentwurfs.

6. Ergebnis der Offenlage und Abwagungsvorschlage

Die im Rahmen der férmlichen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB
und Beteiligung der Trager o6ffentlicher Belange gem. § 4 BauGB im Zeitraum vom
31.07.-15.09.2017 zum Entwurf des Bebauungsplans ,Sid IlI“ eingegangenen Anre-
gungen (kursiv gedruckt) wurden durch die Verwaltung gepruft. Die Verwaltung emp-
fiehlt, die Abwagung der Anregungen entsprechend den Stellungnahmen vorzuneh-
men.
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6.1Beteiligung der Offentlichkeit

6.1.1 , Buhlerfeldstr. . 77652 Offenburg
, BUhlerfeldstr. . 77652 Offenburg
Schreiben vom 23.08.2017

Wir widersprechen fristgerecht der Anderung des Bebauungsplans Nr. 5 "Siid 11"
Gemarkung Bohlsbach nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Als direkte Anwohner
in der Biihlerfeldstr. |}, 77652 Offenburg sind wir unmittelbar von der geplanten An-
derung betroffen und widersprechen dieser daher mit folgender Begriindung:

1. Der Bebauungsplan soll aufgrund von dem neuen Bauvorhaben - Neubau eines
Seniorenzentrums - geéndert werden. Das Bauvorhaben ist mit den aktuell geltenden
Vorschriften nicht vereinbar. Die aktuelle Bauverordnung wurde nicht beachtet. Bei
dem Bauvorhaben handelt es sich um einen Gewerbebetrieb bzw. Mischgebiet. Dort
sollen nicht nur Mitarbeiter beschéftigt werden, sondern der Betrieb wird regelméfig
auch von Besuchern und Kunden aufgesucht werden. Hinzu kommt, dass der Betrieb
mit entsprechenden Warenein- und -ausgédngen verbunden sein wird. Das Gebiet, in
dem das Bauvorhaben realisiert werden soll, ist ein reines Wohngebiet. Durch den
Betrieb wiirde sich das Gebiet jedoch in ein Mischgebiet wandeln. Der Gebietsge-
wéhrleistungsanspruch wiirde insofern durch das Bauvorhaben nicht mehr erfillt. Die
klare Trennung zwischen Wohnen und dem Gewerbe wére nicht mehr gegeben. Dies
wirde das angrenzende Wohnen hochgradig beeintréchtigen.

2. Die geplante Bebauung ist zu massiv und zu viel. Das Uberdimensionale Bauvor-
haben ist auf einer begrenzten Fldche mit zahlreichen hohen 3-stéckigen Hauser-
blocks zu dicht. Sie passt so nicht in den Ortsteil. Die urspriingliche kleinteilige aus
Doppel-und Reihenhé&usern im allgemeinen Wohngebiet umgeben von privaten Frei-
flachen vorgegebene Bebauung wiirde im vorliegenden Plan einer massiven und
dichteren Bebauung mit mehreren grol3en Baukérpern weichen. Hier ist keine har-
monische Gestaltung mehr gegeben und die derzeitige stddtebauliche Struktur wird
tiberprégt. Die Anpassung an die angrenzende Bebauungsstruktur ist nicht mehr ge-
geben. Die niedrige dérfliche Bebauung wird komplett liberplant und der urspriingli-
che Charakter, der durch den jetzigen Bebauungsplan (kleinteilige, dichte Bebauung
mit Doppel und Reihenhé&usern) erhalten werden sollte, geht damit verloren. Von ei-
ner harmonischen Gestaltung und lockeren Bebauung kann keine Rede mehr sein.

3. Die Bebauung stellt keine "Ortsabrundung” dar, sie 6ffnet vielmehr die Tiir zu einer
weitergehenden Ausweitung des danach bebauten Ortsbereiches. Im Entwurf zur

Anderung der Bebauung ist bereits die Rede von Zusatzangeboten und begleitenden
Dienstleistungen. Die Werte der Grundfldchenzahl sind viel héher als die umgebende
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Bebauung und die Hohe der Bebauung ist damit nicht gering. Die hohe Dichte bei
der Bebauung ist bereits erreicht. Siehe auch Punkt 2.

4. AuBerdem wiirde eine weitere Larmbeléastigung durch diesen gemischten Betrieb
hinzukommen. Auf der gegeniiberliegenden Seite der Biihlerfeldstral3e bestehen
Gewerbebetriebe (im bereits bestehenden Gewerbegebiet), die ohnehin fiir eine
enorme Larmbeléstigung sorgen. Durch dieses aulBerordentlich gro8e Bauvorhaben
wirde eine weitere noch héhere Ldrmbeléstigung hinzukommen. In dem Begriin-
dungsentwurf zur Bebauungsénderung ist unabhéngig davon schon die Rede von
"einem belebten Zentrum". Die vor allem an Sonntagen (Besuchstage) zu zusétzli-
cher Larmbelastigung fiihren wiirden. Die Sonntagsruhe wére nicht mehr gegeben.

5. Im Bereich Nebenanlagen wie Miillbehélteraufstellflachen sind diese, laut der Er-
kl&rung, im gesamten Plangebiet zuldssig und kénnten frei angeordnet werden. So-
mit kann von dem Investor frei entschieden werden wo diese platziert werden. Bei
der hochgradigen Dimension des Bauvorhabens wiirde sehr viel Miill anfallen und
dies wiirde zu einem weiteren Nachteil wie z.B. Geruchsbelastigung fiihren.

6. Die Planung beriicksichtigt offensichtlich nur die Interessen des Investors. Das
beschleunigte Verfahren verzichtet komplett auf eine Umweltpriifung. Diese wére
hier jedoch notwendig, da in den vergangenen Jahren im dem Bereich der Freiflache
sich doch einige Tierarten angesiedelt haben. Es haben sich dort z.B. viele Eidech-
sen, Heuschrecken und Grillen angesiedelt, vor allem die Grillen hért man jede
Nacht. Sicherlich sind da auch geschliitzte Arten dabei. Ohne eine Umweltpriifung
kann jedoch nicht festgestellt werden, ob nicht doch geschiitzte Arten vorhanden
sind. Es wird gebeten, die Einwendungen bei der Uberarbeitung der Anderung des
Bebauungsplanes und Bauvorhaben zu beriicksichtigen. Mit der Anderung des Be-
bauungsplans ist ein starker Eingriff in die Schutzgliter und eine Beeintrdchtigung
des Landschaftsbildes sowie der Umwelt zu erwarten.

Aus den oben angefiihrten Griinden fiihlen wir uns bei diesem Vorhaben in unseren
Rechten verletzt und in unseren Interessen sehr benachteiligt. Unsere Einwendun-
gen erfolgen in der Erwartung, dass unsere Rechte mitberticksichtigt werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

1. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird ein allgemeines Wohngebiet fest-
gesetzt, somit wird im Vergleich zur bestehenden planungsrechtlichen Situation
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung keine Anderung vorgenommen. Senio-
ren- und Pflegeheime sind wie andere soziale, gesundheitliche, kirchliche oder
kulturelle Nutzungen gemalf} der Baunutzungsverordnung in allgemeinen Wohn-
gebieten generell zulassig. Eine Beeintrachtigung der angrenzenden Wohngebie-
te in nicht vertraglicher Weise ist dementsprechend nicht zu erwarten.
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2. Das Plangebiet befindet sich stadtebaulich in einer spannungsreichen Lage von
Bohlsbach, im Ubergangsbereich zwischen den dorflichen Strukturen entlang der
Okenstrale und der teilweise sehr hohen Bebauung entlang der Buhlerfeldstra-
Re mit Gebauden mit 12 Geschossen in unmittelbarer Nachbarschaft. Das Orts-
entwicklungskonzept Bohlsbach aus 2010 schlagt fur diese Grundstucke eine
maximal 4-geschossige Bebauung vor. Um diesem Spannungsfeld eine ange-
messene Architektur entgegenzustellen und die neue Nutzung in den stadtebau-
lichen Kontext zu integrieren, wurden im Rahmen eines Wettbewerbs von ver-
schiedenen Architekten Losungsvorschlage erarbeitet, die durch eine fachkundi-
ge Jury bewertet wurden. Der ausgewahlte Entwurf schafft einen Ubergang zwi-
schen der hohen Bebauung im Norden und Westen sowie der eher niedrigen,
dérflichen Struktur im Osten, so dass ein Ubergang geschaffen wird, der beide
Strukturen miteinander verbindet und zwischen ihnen vermittelt. Die im Bebau-
ungsplan festgesetzten Dichtewerte (zulassige Grundflachenzahl und Geschoss-
flachenzahl) orientieren sich dabei an den oberen Werten, die die Baunutzungs-
verordnung fur ein allgemeines Wohngebiet definiert. Sie liegen zwar leicht tber
den Werten im rechtskraftigen Bebauungsplan, aber dieser stammt aus dem Jah-
re 1990. Im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und der ver-
anderten Sensibilitat im Umgang mit der knappen Ressource Boden mdchte die
Stadt Offenburg diese Dichtewerte umsetzen, um die Inanspruchnahme von Fla-
chen zu minimieren.

3. Das Plangebiet umfasst eine Flache, flr die bereits seit langem Baurecht be-
steht, und die auch auf mehreren Seiten schon von Bebauung umgeben ist.

Eine darlber hinausgehende ,Ausweitung des bebauten Ortsbereichs” ist nicht
Gegenstand dieses Bebauungsplanverfahrens. Sie wirde die Aufstellung eines
weiteren Bebauungsplans erfordern und ware dann in diesem Verfahren zu eror-
tern. Nach heutigem Stand ist die Aufstellung eines weiteren Bebauungsplans in
diesem Bereich nicht beabsichtigt.

Wenn in der Begrindung davon gesprochen wird, dass eine Ansiedlung weiterer
Dienstleister mdglich ist, so bezieht sich dies auf die Erweiterung der Nutzungen,
nicht auf weitere bauliche Anlagen. Diese Nutzungen sind innerhalb der definier-
ten Bebaubarkeit sowie der Vorgaben der Baunutzungsverordnung zulassig, so
dass Beeintrachtigungen der Umgebung Uber das flir Wohngebiete Ubliche Mal}
nicht zu erwarten sind.

Hinsichtlich der Dichte (Grundflachenzahl) siehe Punkt 2.

4. Die Beeintrachtigung der umgebenden Wohngebiete in nicht vertraglicher Weise
durch Larm ist nicht zu befurchten, da die Art der baulichen Nutzung und damit
die Zulassigkeit von Nutzungen nicht verandert werden. In einer schalltechni-
schen Stellungnahme wurde bereits im Rahmen der nun vorliegenden Aufstel-
lung des Bebauungsplans gepruft, ob durch die Anlieferung oder den zu erwar-
tenden Besucherverkehr eines Seniorenzentrums entsprechende maldgebliche
Beeintrachtigungen zu erwarten sind. Diese schalltechnische Untersuchung so-
wie die entsprechende Erganzung lagen den Unterlagen zur Offenlage bei. Sie
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kommt zu dem Ergebnis, dass eine nicht vertragliche Beeintrachtigung der um-
gebenden Bebauung nicht zu beflrchten ist. Beeintrachtigungen aus dem ge-
genuberliegenden Gewerbegebiet sind ebenfalls planungsrechtlich ausgeschlos-
sen, da in den dort geltenden Bebauungsvorschriften definiert ist, dass nur Be-
triebe zulassig sind, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stéren, d.h. dass die
zulassigen Werte an der Wohnnutzung nérdlich der Bihlerfeldstralle einzuhalten
sind.

5. In den értlichen Bauvorschriften wird definiert, dass Mullbehélterstandorte so an-
zulegen sind, dass keine Beeintrachtigungen der Umgebung zu erwarten sind.
Es ist festgelegt, dass sie von den 6&ffentlichen Wegen und privaten Erschlie-
Rungswegen nicht einsehbar sind oder baulich abzuschirmen sind. Die hochbau-
lich in Erscheinung tretenden Nebenanlagen sind in der Planzeichnung raumlich
begrenzt durch eine rote gestrichelte Linie mit der Bezeichnung Na. Sie befinden
sich nicht entlang der Grundstlicksgrenze zum Grundstlck der Einwender, son-
dern nordwestlich der Baugrenze fur das Hauptgebaude. Die Mullaufstellflachen
hingegen sind im gesamten Plangebiet zulassig. Dies sind jedoch die Flachen,
auf denen die Mullcontainer fur den Tag der Abholung bereitgestellt werden, d.h.
sie sind zweckmafig entlang der Buhlerfeldstral’e anzulegen, werden jedoch nur
sehr kurzfristig genutzt, so dass keine nicht vertretbaren Beeintrachtigungen der
Umgebung zu erwarten sind.

6. Das beschleunigte Verfahren wurde vom Gesetzgeber eingefuhrt, um die Innen-
entwicklung gegenuber der Neuinanspruchnahme von bisher ungenutzten Fla-
chen im AulRenbereich zu starken. Der Verzicht auf eine formale Umweltprifung
bedeutet jedoch nicht, dass die Belange von Natur und Umwelt nicht bertcksich-
tigt werden. In der Begrindung zum Bebauungsplan wird auf die verschiedenen
Schutzguter sehr detailliert eingegangen, es werden die Auswirkungen der Pla-
nungen beschrieben (auch bezogen auf das bestehende Planungsrecht) und
entsprechende Vermeidungs- und Minimierungsmaf3nahmen definiert. So wer-
den die Belange von Natur und Umwelt bei den Planungen berlcksichtigt und im
Vergleich zum bestehenden Planungsrecht deutlich verbessert, da nun beispiels-
weise Dachbegrinungen und die Versickerung des anfallenden Niederschlags-
wassers vorgeschrieben sind, schadliche Materialien ausgeschlossen und um-
fangreiche Pflanzmalinahmen zur Ein- und Durchgriinung des Plangebiets fest-
geschrieben werden. Auch die Belange des Artenschutzes wurden im Zuge einer
artenschutzrechtlichen Betrachtung aller relevanten Artengruppen bei den Pla-
nungen berlcksichtigt und mit den zustandigen (Umwelt)Behoérden abgestimmt.
Es wurden daflr im Plangebiet die potenziell artenschutzrechtlich relevanten Ar-
tengruppen erhoben. Nach Untersuchung der Flache kann das Vorkommen ar-
tenschutzrelevanter Arten von Reptilien wie Zaun- oder Mauereidechse oder ge-
schutzter Falter nicht belegt werden. Mogliche Vorkommen von Heuschrecken
oder Grillen unterliegen als Arten nicht dem europarechtlich geregeltem strengen
Artenschutz. Trotz des Vorkommens von Vogel- und Fledermausarten kann
durch gesetzeskonforme Umsetzung durch den Bauherrn sowie durch die Aufla-



Beschlussvorlage
Drucksache - Nr.

1147/17 |
Dezernat/Fachbereich: Bearbeitet von: Tel. Nr.: Datum:
Fachbereich 3, Abteilung 3.1 Traeger, Dorit 82-2384 10.10.2017

Ludeke, Jens

Betreff: Bebauungsplan Nr. 5 "Sud III" in Bohlsbach - 5. Anderung,
Satzungsbeschluss

gen etwa fur den Zeitraum der Bauflachenfreimachung sowie deren fachlicher
Begutachtung vor der Raumung ausgeschlossen werden, dass fur Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie oder europaischer Vogelarten die Verbotsbestande
des § 44 BNatSchG erflllt werden. Verstdlie gegen die Artenschutzvorgaben
des Bundesnaturschutzgesetzes werden vermieden, indem die Raumung der
Flache nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. erfolgt und hierbei (bei der Rau-
mung u.a. des Totholzhaufens) fachkundlich versiertes Personal tatig ist. Dies ist
Aufgabe der Grundstiickseigentimer bzw. Bauherrn. Im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens konnen hierzu Auflagen erfolgen. In der Begriindung des
Bebauungsplans werden die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prifung dar-
gestellt.

Die vorliegende Planung ist so angelegt und wurde dahingehend im Zuge des Pla-
nungsprozesses optimiert, dass nicht vertretbare Beeintrachtigungen der bestehen-
den Bebauung Uber das in einem allgemeinen Wohngebiet zulassige Mal} hinaus
nicht zu erwarten sind.

Die Einwendung wird insofern nicht bericksichtigt, als die bisherige Planung beibe-
halten wird.

6.1.2 I

Schreiben vom 09.08.2017

Als ich mir den Bebauungsplan des Neubaus des Seniorenzentrums in der OV
Bohlsbach angesehen habe, fiel mir auf, dass es in der Parkanlage einen Weg gibt,
der direkt an unserem Garten vorbei geht. (Okenstr. |l}). Hierzu duBern mein Mann
und ich hiermit den Wunsch, dass es in dieser Parkanlage keine Sitzgelegenheiten,
wie beispielsweise Ruhebénke, direkt an der Grundstiicksgrenze gibt.

Bitte geben Sie mir Rlickmeldung, ob dieses Schreiben Sie erreicht hat.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die konkrete Gestaltung der Garten auf den Privatgrundstiicken mit dem Verlauf von
Wegen und der Stellung von Banken ist aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen nicht

Regelungsgegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Als direkte Nachbarn werden

die Angrenzer jedoch im Baugenehmigungsverfahren ebenfalls angehért und kénnen
dann auch die Plane einsehen und gegebenenfalls Stellung nehmen.
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6.2Beteiligung der Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange

6.2.1 Landratsamt Ortenaukreis, Baurechtsamt
Schreiben vom 14.09.2017

l. Vermessung und Flurneuordnung
Keine Anregungen und Bedenken.

Il. Amt fiir Landwirtschaft

Wir haben mit Schreiben vom 22.11.2016 zur 5. Anderung des Bebauungsplanes
»,Sud " auf Gemarkung Bohlsbach Stellung genommen. Diese Stellungnahme hal-
ten wir aufrecht.

Weitere Anregungen und Bedenken werden aus landwirtschaftlicher Sicht zu den
vorgelegten Planunterlagen nicht vorgetragen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen. In der Stellungnahme vom 22.11.2016 werden keine
Bedenken oder Anregungen formuliert.

lll. Amt fiir Gewerbeaufsicht, Imnmissionsschutz und Abfallrecht

Mit Anderung des Bebauungsplanes ,Siid Il sollen die bauplanungsrechtlichen Vo-
raussetzungen fiir die Nutzung der (iberplanten Fléche fiir Pflege bzw. betreutes
Wohnen geschaffen werden.

Das als ,Wohnen allgemein® (iberplante Gebiet grenzt im Siiden an die Gliltigkeitsbe-
reiche der Bebauungspléne ,Holderstock” und ,Industriegebiet Nord” der Gemarkung
Offenburg. In diesen wurde jeweils die Nutzung als Gewerbegebiet festgesetzt.
Dadurch ergibt sich eine Gemengelage. Den Trennungsgrundsatz im Sinne des § 50
BImSchG sehen wir daher als nicht erflillt an.

In der DIN 18005 Teil 1 Beiblatt 1 werden fiir Pflegeanstalten Orientierungswerte von
35 bis 45 dB(A) nachts und 45 bis 65 dB(A) tags empfohlen. Die Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Larm (TA-Larm) dagegen sieht fiir Pflegeanstalten Richtwer-
te von 45 dB(A) tags bzw. 35 dB(A) nachts vor. Die Schutzbedlirftigkeit einer solchen
Nutzung ist demnach als sehr hoch anzunehmen.

Das Vorhaben wurde in der schalltechnischen Prognose des Ingenieurbliros fiir
technischen Umweltschutz Dréscher vom 02.05.2017 untersucht. Hierbei wurden vor
allem die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung untersucht.

Fiir die Gewerbegebiete ,,Holderstock” und ,Industriegebiet Nord“ ergeben sich laut
Aussage im Gutachten durch die Anderung des Bebauungsplans ,Siid IlI* keine zu-
sétzlichen Einschrénkungen.

Bei Pflegeanstalten ist nicht auf die Gebietsausweisung, sondern auf die tatséchlich
vorhandenen Gebé&ude abzustellen. Daher sind fiir die Richtwerte flir Pflegeanstalten
nach 6.1 TA-Larm anzusetzen. Diese liegen bei 35 dB(A) nachts und 45 dB(A) tags.
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Die Richtwerte fiir Pflegeanstalten liegen somit Tags um 10 und nachts um 5 dB(A)
niedriger als die flir allgemeine Wohngebiete.

Wir teilen deshalb die Einschétzung des Gutachters, dass sich fiir die angrenzenden
Gewerbegebiete keine zusétzlichen Einschrdnkungen ergeben, nicht.

Die Einhaltung der Richtwerte fiir Pflegeanstalten kann im konkreten Bauvorhaben
durch bauliche und organisatorische MalBnahmen gewé&hrleistet werden. So kann
durch die Gebdudeanordnung und die Anordnung von unterschiedlichen Nutzungen
im Gebé&ude wie etwa von Betriebsrdumen, AufenthaltsrGumen oder Bereiche flir
weniger empfindlichere Nutzungsformen wie betreutes Wohnen erreicht werden,
dass die Richtwerte fiir die Bereiche der Pflege eingehalten werden kénnen.

Wir regen daher an, planungsrechtlich sicher zu stellen, dass sich durch Nutzungen
im Plangebiet mit besonders hoher Schutzbed!irftigkeit keine Einschréankungen fiir
die Gewerbegebiete (ber die bereits erforderliche Einhaltung der Richtwerte im
Plangebiet nach Nr. 6.1 e) TA-L&rm ergeben.

Stellungnahme der Verwaltung:

Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. Auch im rechtskraf-
tigen Bebauungsplan ist bereits bisher ein Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen, so
dass die Art der baulichen Nutzung durch die Bebauungsplananderung planungs-
rechtlich nicht verandert wird. Die in den angesprochenen Bebauungsplanen gelege-
nen angrenzenden Gewerbegebiete sind bereits seit langerem durch entsprechende
Festsetzungen eingeschrankt, so dass dort nur Betriebe zulassig sind, die die Wohn-
nutzung nicht wesentlich storen, d.h. dass die zulassigen Werte an der Wohnnutzung
nordlich der Buhlerfeldstrale einzuhalten sind.

Eine Beeintrachtigung der Gewerbetreibenden gegenlber der jetzigen Situation
durch die vorgesehene Bebauungsplananderung ist daher nicht erkennbar.

Mit diesen Festsetzungen in den sudlich angrenzenden Bebauungsplanen ist dem
Trennungsgrundsatz § 50 BImSchG Rechnung getragen und er damit ausreichend
berucksichtigt.

Die Ansiedlung eines Senioren- und/ oder Pflegeheims ist in einem allgemeinen
Wohngebiet grundsatzlich zulassig. Im Baugenehmigungsverfahren ist jedoch im
Rahmen des § 15 BauNVO zu prifen, ob im Einzelfall bestimmte Vorkehrungen oder
Auflagen erforderlich sind.

Unter dem Punkt ,Hinweise® im Schriftteil des Bebauungsplanes wird daher folgen-
des erganzt: ,Zur Vermeidung von Nutzungskonflikten mit den auf der Sudseite der
Blhlerfeldstrale befindlichen gewerblichen Nutzungen ist fir Nutzungen, die sich im
allgemeinen Wohngebiet ansiedeln und deren Schutzstatus nach TA Larm hoher
einzustufen ist, als der fur Wohnen, im Rahmen des Bauantrags sicher zu stellen,
dass durch entsprechende bauliche oder organisatorische MalRnahmen der entspre-
chend héhere Schallschutz dauerhaft gewahrleistet ist.”
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Im Rahmen der konkreten Baugenehmigungsplanung wird dann von Seiten des An-
tragstellers sicher zu stellen sein, dass die Grenzwerte der TA Larm entsprechend
der tatsachlichen Nutzung eingehalten werden.

Die Stellungnahme wird insofern berticksichtigt, als ein ausdrtcklicher Hinweis fur
das Baugenehmigungsverfahren in den Bebauungsplan aufgenommen.

IV. Amt fiir Wasserwirtschaft und Bodenschutz

Der mit Schreiben vom 1. August 2017 (bersandten 5. Bebauungsplandnderung
kann in der vorliegenden Form noch nicht zugestimmt werden. (s. Ziffer |. Abwasser-
beseitigung). Im Einzelnen nehmen wir zu den wasserwirtschaftlichen Themen wie
folgt Stellung:

I. Abwasserentsorgung

1.

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht
tiberwunden werden kénnen

1.1

Art der Vorgabe

Dem Bebauungsplan kann in der vorliegenden Form noch nicht zugestimmt werden.
Der Begriindung des Bebauungsplanes ist zu entnehmen, dass das geplante Senio-
renzentrum nach Siden an die Biihlerfeldstralle angeschlossen werden soll.
Entsprechend uns vorliegender Planunterlagen aus dem Jahr 1978 bzw. nach Riick-
sprache mit dem Abwasserzweckverband, entwéssert die Blihlerfeldstral3e im Trenn-
system.

Quer durch das Plangebiet verlaufen zentrale Versorgungsleitungen, unter anderem
auch ein Mischwasserkanal, der in Richtung Siiden durch das Industriegebiet in der
Eckenerstral3e weiter verlauft.

Gemals Antragsunterlagen soll das anfallende Niederschlagswasser grundsétzlich
versickert werden. Sofern eine Versickerung jedoch nachweislich nicht méglich ist,
soll das Niederschlagswasser dem anstehenden Regenwasser- bzw. Mischwasser-
kanal angeschlossen werden.

Weitere Einzelkomponenten der naturvertraglichen Regenwasserbewirtschaftung
(durchléssige Flachenbelege, Griinddcher) werden in den Bebauungsplanunterlagen
fixierend vorgegeben.

Nach Riicksprache mit Herrn M63er vom Abwasserzweckverband Raum Offenburg
(AZV), liegt dem Abwasserzweckverband wohl eine Entwésserungsplanung fiir das
Seniorenzentrum vor. Dabei soll das Hauptgebéaude, welches éstlich des Plangebiets
errichtet werden soll, iiber das Trennsystem in der BliihlerfeldstraBe entwéssert wer-
den. Das kleinere Gebé&ude westlich des Hauptgebéudes soll jedoch an den Misch-
wasserkanal angeschlossen werden, da die gegebenen Hbhenverhéltnisse einen
Anschluss an die Trennkanalisation nicht ermdéglichen.
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Eine Versickerung sei wohl auf Grund der értlichen Gegebenheiten fiir das anfallen-
de Niederschlagswasser des Seniorenzentrums nicht méglich.

Da gemal3 AZV bereits ein Entwéasserungskonzept vorliegt und diese uns vom AZV
telefonisch libermittelte Planung sich aus den Angaben der Bebauungsplanunter-
lagen nicht ableiten lassen, kbnnen wir dem Bebauungsplan in der vorliegenden
Form noch nicht zustimmen.

Aus Griinden der Rechtsklarheit fiir alle Beteiligten ist das beabsichtigte Entwésse-
rungskonzept bereits im Bebauungsplan schon ausreichend konkret darzustellen und
im Festsetzungsteil gemal3 § 9 Abs. 1 Nrn. 14, 16, 20 BauGB zu fixieren.

Dabei méchten wir besonders darauf hinweisen, dass geméai § 56 WHG Abs. 2 Nie-
derschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder (iber eine Kanalisation ohne
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewésser eingeleitet werden soll, soweit
dem weder wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Wir bitten daher den Bebauungsplan
an das geplante Entwéasserungskonzept des Seniorenzentrums anzupassen. Vor
allem zum Thema Versickerung sowie zum Thema Anschluss an die Misch- bzw.
Trennkanalisation sind konkrete Aussagen zu treffen.

Grundsétzlich verweisen wir auf die von der Landesanstalt fir Umwelt, Messungen
und Naturschutz Baden-Wiirttemberg (LUBW) herausgegebenen ,Arbeitshilfen fiir
den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten® und ,Arbeitshilfen fiir den Um-
gang mit Regenwasser - Regenrtickhaltung“ sowie auf das DWA-Arbeitsblatt A 138
sPlanung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser®.

1.2 Rechtsgrundlagen

§ 9 Abs. 1 Nm. 14, 16, 20 BauGB

§§ 10, 55, 60 Abs. 3 Satz 1 WHG

§§ 48, 93 WG

VO des Umweltministeriums Baden Wiirttemberg (ber die dezentrale Beseitigung
von Niederschlagswasser vom 22. Mérz 1999

1.3 Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)
Keine

1.

Hinsichtlich der Themen ,Oberirdische Gewésser®, ,Grundwasserschutz, ,Wasser-
versorgung®, ,Altlasten und Bodenschutz® sind unsererseits keine Ergédnzungen er-
forderlich.

Hinweis:

Im Ubrigen verweisen wir auf das tibersandte Merkblatt ,BAULEITPLANUNG" des
Landratsamtes Ortenaukreis — Amt flir Wasserwirtschaft und Bodenschutz —. Der
neueste Stand dieses Merkblattes ist im Internet unter: www.ortenaukreis.de zu fin-
den.
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Wir bitten Sie, uns lber die Berlicksichtigung der von uns vorgebrachten Belange
und das Ergebnis der Abwdgung geméls § 1 Abs. 6 BauGB zu informieren.

Stellungnahme der Verwaltung:

Zwischenzeitlich wurde fur das Projekt ein konkretes Konzept fur die Entwasserung
sowie den Umgang mit dem anfallenden Niederschlagswasser erarbeitet und mit den
zustandigen Behorden abgestimmt. Die Begrindung wird entsprechend erganzt, die
getroffenen Festsetzungen hingegen bleiben unverandert, da sie das Planungsziel
hinreichend definieren.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Inhalte des Merkblattes ,Bauleit-
planung” wurden im Zuge der der konkreten Planung in dem sinnvoll moglichen Um-
fang berucksichtigt. Der Bebauungsplan soll im nachsten Schritt zur Satzung be-
schlossen werden. Uber die Berticksichtigung der eingegangenen Bedenken und
Anregungen wird nach Abschluss des Verfahrens im Zuge der Ergebnismitteilung
informiert.

V. Gesundheitsamt

Wir verweisen auf die Stellungnahme vom Dezember 2016. Weitere Anregungen und
Bedenken sind aus Sicht des Gesundheitsamtes nicht vorzubringen.

Stellungnahme der Verwaltung:

In der Stellungnahme vom Dezember 2016 wurde auf die moglichen Nutzungskon-
flikte zwischen dem bestehenden Gewerbe sudlich der Buhlerfeldstralle und der ge-
planten Nutzung hingewiesen. Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet
ausgewiesen. Auch im rechtskraftigen Bebauungsplan wird ein Allgemeines Wohn-
gebiet ausgewiesen, so dass die Art der baulichen Nutzung planungsrechtlich nicht
verandert wird. Die in den Bebauungsplanen sidlich der Buhlerfeldstra’e gelegenen
Gewerbegebiete sind bereits durch entsprechende Festsetzungen eingeschrankt, so
dass dort nur Betriebe zulassig sind, die die Wohnnutzung nicht wesentlich storen.
Eine Beeintrachtigung der Gewebetreibenden gegentiber der jetzigen Situation durch
die Bebauungsplananderung ist daher nicht zu besorgen.

Die Ansiedlung eines Senioren- und/ oder Pflegeheims ist in einem allgemeinen
Wohngebiet grundsatzlich zuldssig. Im Baugenehmigungsverfahren ist jedoch im
Rahmen des § 15 BauNVO zu prifen, ob im Einzelfall bestimmte Vorkehrungen oder
Auflagen erforderlich sind.

Unter dem Punkt Hinweise in dem Schriftteil des Bebauungsplanes wird folgendes
erganzt: ,Zur Vermeidung von Nutzungskonflikten mit der auf der Stdseite der Buh-
lerfeldstralRe befindlichen gewerblichen Nutzungen ist fur Nutzungen, die sich im all-
gemeinen Wohngebiet ansiedeln und deren Schutzstatus nach TA Larm hoher ein-
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zustufen ist als der fir Wohnen, im Rahmen des Bauantrags sicher zu stellen, dass
durch entsprechende bauliche oder organisatorische MalRnahmen der entsprechend
héhere Schallschutz dauerhaft gewahrleistet ist.”

Im Rahmen der konkreten Baugenehmigungsplanung wird dann von Seiten des An-
tragstellers sicher zu stellen sein, dass die Grenzwerte der TALarm entsprechend der
tatsachlichen Nutzung eingehalten werden.

Die Stellungnahme wird insofern berucksichtigt, als ein ausdrucklicher Hinweis fur
das Baugenehmigungsverfahren in den Bebauungsplan aufgenommen.

VI. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft

Die abfallwirtschaftlichen und abfuhrtechnischen Belange wurden in den Bebauungs-
planunterlagen unter Ziffer 3.6 — Hinweise berlicksichtigt. Insofern ergeben sich un-
sererseits bei plangemélRer Umsetzung auch keine Einwendungen gegen den Be-
bauungsplan. Ergdnzungen hierzu sind nicht erforderlich.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen.

6.2.2 Deutsche Telekom Technik GmbH
Schreiben vom 25.08.2017

Wir danken Ihnen fiir die Mitteilung lhrer Planungsabsichten.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) als Netzeigentii-
merin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom
Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-
cherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-
nung nehmen wir wie folgt Stellung:

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI 31-Pb4, Hans-Georg Basler
vom 30.11.2016 Stellung genommen. Der Sachverhalt wurde damals von mir falsch
zugeordnet.

In der Zwischenzeit wurden die erforderlichen Schritte zur Sicherung und Anderung
der vorhandenen Telekommunikationslinien abgestimmt und eingeleitet.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der konkreten Baugenehmigungsplanung
werden die notwendigen MalRnahmen abgestimmt und entsprechend gesichert.
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6.2.3 Industrie- und Handelskammer Siidlicher Oberrhein
Schreiben vom 31.08.2017

Wir bedanken uns fiir Ihr Schreiben vom 1.8.2017 die Méglichkeit, in 0.g. Bebau-
ungsplanverfahren erneut Stellung zu nehmen. Von Seiten der Industrie- und Han-
delskammer Sidlicher Oberrhein ist abschlie3end Folgendes zu &ulBern: Aufgrund
der beigefiigten Erlduterung der Verwaltung zu unserer Stellungnahme der friihzeiti-
gen Beteiligung werden unsere damals gedulBerten Bedenken zuriickgestellt.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen.

6.2.4 Regierungsprasidium Freiburg, Landesamt fiir Geologie, Rohstoffe und
Bergbau
Schreiben vom 17.08.2017

3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken

Unter Verweis auf unsere weiterhin gliltigen Stellungnahme vom 06.12.2016
(2511//16-10885) sind von unserer Seite zum modifizierten Planvorhaben keine wei-
teren Hinweise oder Anregungen vorzubringen.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhérungsverfahren des LGRB als Tréger 6f-
fentlicher Belange keine fachtechnische Priifung vorgelegter Gutachten oder von
Auszligen daraus erfolgt.

Stellungnahme der Verwaltung:

Wird zur Kenntnis genommen. In der genannten Stellungnahme wird auf die Be-
schaffenheit des Bodens eingegangen, ohne jedoch Bedenken und Anregungen zu
formulieren. Ein entsprechender Hinweis zu den Untergrundverhaltnissen / Geologie
wurde zur Offenlage in die Bebauungsvorschriften aufgenommen.

6.2.5 Regierungsprasidium Freiburg, Abteilung StraBenwesen und Verkehr
Schreiben vom 09.08.2017

Zu o.g. Bebauungsplan haben wir bereits mit Schreiben vom 10.11.2016 Stellung
genommen. Unsere damalige Stellungnahme gilt unverdndert weiter.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen. In der genannten Stellungnahme wurden keine Be-
denken oder Anregungen formuliert.
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6.2.6 Abwasserzweckverband
Schreiben vom 07.08.2017

Die im Rahmen der bisherigen Abstimmung mit dem Abwasserzweckverband "Raum
Offenburg” eingebrachten Hinweise wurden in den Bebauungsplan aufgenommen.
Aus Sicht des AZV "Raum Offenburg” sind damit die entwésserungstechnischen Be-
lange in ausreichendem Mal3e beriicksichtigt.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen.

6.2.7 Offenburger Wasserversorgung
Schreiben vom 08.08.2017

Keine weiteren Bedenken und Anregungen. Wir verweisen auf unsere Stellungnah-
me vom 15.11.2016.

Stellungnahme der Verwaltung:

Wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der genannten Stellungnahme wurde auf
vorhandene Leitungen hingewiesen. Diese wurden in die Planungen integriert, bzw.
der Umgang mit ihnen im Zuge der konkreten Baugenehmigungsplanung mit dem
Netzbetreiber abgestimmt.

6.2.8 bnNetze
Schreiben vom 03.08.2017

Keine weiteren Bedenken und Anregungen. Wir verweisen auf unsere Stellungnah-
me vom 15.11.2016.

Stellungnahme der Verwaltung:

Wird zur Kenntnis genommen. In der genannten Stellungnahme wird auf die gege-
benenfalls mogliche Gasversorgung des Plangebiets eingegangen sowie auf die
dann zu berucksichtigenden Regelungen. Dies ist nicht Regelungsgegenstand des
Bebauungsplans und wird im konkreten Baugenehmigungsverfahren abgestimmt.

6.2.9 Netze Mittelbaden
Schreiben vom 05.09.2017

Zur o. g. Bebauungsplandnderung verweise ich auf meine Stellungnahme vom
17.11.2016.

Weitere Erkenntnisse liegen uns nicht vor.

Wir bitten darum am weiteren Verfahren beteiligt zu werden.
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Stellungnahme der Verwaltung:

Wird zur Kenntnis genommen. Die in der genannten Stellungnahme beschriebenen
Leitungen wurden in die Planungen integriert und entsprechend gesichert.

Im nachsten Schritt soll der Bebauungsplan zur Satzung beschlossen werden, so
dass eine weitere Beteiligung am Verfahren nicht vorgesehen ist. Im Zuge der Er-
gebnismitteilung wird Uber den Umgang mit den eingegangenen Stellungnahmen
informiert.

6.2.10 Handelsverband Siidbaden e.V.
Schreiben vom 05.09.2017

Besten Dank fiir die Beteiligung. Im oben genannten Gebiet soll ein allgemeines
Wohngebiet festgesetzt werden. Daher sind die Belange des Handelsverbandes
nicht tangiert.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen.

6.2.11 Landratsamt Ortenaukreis, Amt fiir Umweltschutz
Schreiben vom 18.09.2017

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen zum Vorhaben keine Bedenken. Aufgrund
der artenschutzrechtlichen Abschétzung sind Verbotstatbestédnde nach § 44 Abs. 1
BNatSchG ausgeschlossen, wenn die Baufeldréumung sowie die Gehdélzrodungen in
der Zeit von Oktober bis Februar vorgenommen werden. Im Ergebnis wird dieser
Einsché&tzung zugestimmt.

Stellungnahme der Verwaltung:
Wird zur Kenntnis genommen.

6.2.12 Behorden und Trager offentlicher Belange ohne Stellungnahme

Folgende Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange haben mitgeteilt, dass keine
Einwande bestehen:

e Terranets bw GmbH, Schreiben vom 04.08.2017

Unitymedia NRW GmbH, E-Mail vom 04.09.2017

Regierungsprasidium Freiburg, Abt. 5, Umwelt, Schreiben vom 07.08.2017
Polizeidirektion Offenburg, Sachgebiet Verkehr, E-Mail vom 10.08.2017

DB Energie GmbH, E-Mail vom 11.08.2017

Netze BW, E-Mail vom 16.08.2017

Regionalverband Sudlicher Oberrhein, Schreiben vom 18.08.2017
Sudwestdeutsche Verkehrs-AG , Schreiben vom 28.08.2017
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Regierungsprasidium Freiburg, Landesbetrieb Forst Baden-Wurttemberg, Schrei-
ben vom 29.08.2017

Regierungsprasidium Stuttgart, Strallenwesen und Verkehr (Luftfahrtbehdrde),
Schreiben vom 31.08.2017

Folgende Behorden und Trager 6ffentlicher Belange wurden beteiligt und haben kei-
ne Stellungnahmen abgegeben:

7.

Regierungsprasidium Freiburg, Abt. 2 Ref. 21, Raumordnung, Baurecht, Denk-
malschutz

Regierungsprasidium Freiburg, Abt. 3, Landwirtschaft, Landlicher Raum
Regierungsprasidium Freiburg, Umwelt-Gewasser
Regierungsprasidium Stuttgart, Abt. 8, Landesamt fur Denkmalpflege
Landratsamt Ortenaukreis, Strallenbauamt

Handwerkskammer Freiburg

CSG GmbH

Vermogen und Bau Baden-Wurttemberg

Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben (BImA)

Bund fir Umwelt und Naturschutz Deutschlang e. V.
Landesnaturschutzverband Baden-Wirttemberg

Naturschutzbund Offenburg

Weiteres Verfahren

Da keine Anregungen oder Hinweise eingegangen sind, die zu einer Plananderung
fuhren wirden, kann die Bebauungsplananderung als Satzung beschlossen werden.
Durch die anschliel3ende ortsibliche Bekanntmachung erlangt sie verbindliche
Rechtskraft.

Die Verwaltung empfiehlt daher folgenden Verfahrensablauf:

11.12.2017 | Satzungsbeschluss — Vorberatung Planungsausschuss

18.12.2017 | Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat

im An-

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses, Rechtskraft
schluss
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8. Ortschaftsrat

Der Ortschaftsrat wurde tber die Planung informiert. Uber das Ergebnis der Ort-
schaftsratssitzung wird im Planungsausschuss mundlich berichtet.

Anlagen:

1. Ubersichtsplan mit geplantem Geltungsbereich
2. Bebauungskonzept

3. Bebauungsplan (Verkleinert)

4. Textliche Festsetzungen

5. Begrindung

6. Satzung

Die Fraktionen erhalten den zeichnerischen Teil des Bebauungsplans je 1x im Origi-
nalmafstab in Farbe.



	FLD_VONAME
	FLD_VOATNR
	Anlage
	FLD_VOVERF
	FLD_SBVADTEL
	FLD_VOACDAT
	FLD_VOBETR
	Gremium
	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

